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Vorwort

Das Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) und die 

dazugehörige Verordnung (VDSG) sind seit 1. Juli 1993 

in Kraft. Am 24. März 2006 hat das Parlament eine Teil-

revision des DSG verabschiedet. Mit einer Inkraftset-

zung des revidierten Datenschutzrechts (DSG, VDSG 

und Verordnung über Datenschutzzertifizierungen) ist 

vermutlich nicht vor Herbst 2007 zu rechnen. 

Auf den folgenden Seiten werden die wesentlichen Än-

derungen, die das revidierte Recht vorsieht, erläutert. 

Ausgangspunkt bilden der Wortlaut der revidierten Be-

stimmungen und die Materialien der Revision, insbe-

sondere die Botschaft des Bundesrates, die im Bundes-

blatt vom 18. März 2003 unter www.admin.ch abrufbar 

ist. Die Erläuterungen haben naturgemäss keinen ab-

schliessenden Charakter, solange Präjudizien zu den 

revidierten Bestimmungen fehlen. Massgebend wer-

den primär Entscheide der Zivilgerichte sein. Der Daten-

schutz- und Öffentlichkeitsbeauftragte kann gegenüber 

privaten Datenbearbeitern nur im beschränkten Um-

fang von Art. 29 DSG sog. Empfehlungen abgeben.

Die Erläuterungen sind in Zusammenarbeit mit der Ar-

beitsgruppe Datenschutz der Kommission Recht & Com-

pliance verfasst worden. Sie ersetzen – was Ziffer III be-

trifft – die Empfehlung des SVV vom 11. März 2002 über 

die Verwendung von Einwilligungsklauseln zur Daten-

bearbeitung (Rundschreiben SVV Nr. 8/2002). 

Ihr Schweizerischer Versicherungsverband 
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I. Checkliste zum revidierten Datenschutzgesetz

Die verbindlichen Massnahmen, die aufgrund des revi-

dierten Datenschutzgesetzes (DSG) zu ergreifen sind,  

lassen sich im Wesentlichen wie folgt zusammenfassen:

Information der betroffenen Personen
Die betroffenen Personen – d.h. die Antragsteller, Ver

sicherungsnehmer, geschädigte Dritte etc. – sind ge-

mäss den neuen Informationspflichten über die Daten-

bearbeitung zu informieren. Eine Information nach DSG 

(Art. 7a bzw. 4 Abs. 4 DSG) erübrigt sich, sofern die be-

troffene Person bereits nach VVG (Art. 3 Abs. 1 lit. g bzw. 

Abs. 3 VVG) informiert wurde.

Einwilligung der betroffenen Person 
Für Datenbearbeitungen, die eine Einwilligung der be-

troffenen Person erfordern, hat die Einwilligung künftig 

folgende Vorgaben zu erfüllen: angemessene vorgän-

gige Information, ausdrückliche Einwilligung bei beson-

ders schützenswerten Personendaten und Persönlich-

keitsprofilen sowie Freiwilligkeit der Einwilligung.

Pflichten gegenüber EDÖB
Es ist zu prüfen, ob die Datensammlungen der geän-

derten Meldepflicht an den Eidgenössischen Daten-

schutz- und Öffentlichkeitsbeauftragten (EDÖB) un-

terliegen. Das Formular zur Anmeldung der Daten-

sammlungen ist auf der Website des EDÖB unter  

www.edoeb.admin.ch abrufbar (Rubrik «Dienstleistun-

gen»).

Bei grenzüberschreitenden Datenbekanntgaben be-

steht gegenüber dem EDÖB eine Informationspflicht, 

wenn die ausländische Gesetzgebung keinen angemes-

senen Schutz gewährleistet und dieser Mangel durch 

andere Garantien (z.B. eine vertragliche Regelung mit 

dem ausländischen Datenempfänger) oder bei konzern-

internen Datentransfers durch konzerninterne Daten-

schutzregeln ausgeglichen wird.

Auskunftsrecht der betroffenen Person
Die um Auskunft angefragten Stellen sind künftig auch 

zur Mitteilung der verfügbaren Angaben über die Her-

kunft der Daten verpflichtet.

Beizug Dritter für Datenbearbeitungen (Outsourcing) 
Im Hinblick auf Haftungsfragen empfiehlt es sich, im 

Outsourcing-Vertrag die datenschutzrechtlichen Pflich-

ten der Vertragsparteien klar zu regeln. Das gilt gemäss 

revidiertem DSG insbesondere bezüglich Datensicher-

heit. 

Folgende Massnahmen sind freiwillig und befreien die 

privaten Datenbearbeiter von der Meldepflicht für Da-

tensammlungen, wenn sie ergriffen werden: Bezeich-
nung eines Datenschutzverantwortlichen oder Teil-
nahme an Zertifizierungsverfahren.
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II. Änderungen im Einzelnen

1.	 Verstärkung des Transparenzprinzips

1.1	 Allgemeines 

Im Zentrum der Revision steht die Verstärkung des 

Transparenzprinzips. Es handelt sich dabei nicht um ein 

neues Prinzip. Bereits aus dem im geltenden DSG ent-

haltenen Grundsatz von Treu und Glauben wird abgelei-

tet, dass die Datenbearbeitung für die betroffene Per-

son transparent erfolgen muss. Ziel der Revision ist es, 

dieses Prinzip durch die Aufnahme von expliziten Trans-

parenzvorschriften zu verstärken. Das revidierte Recht 

unterscheidet zwischen: 

•	 Informationspflicht beim Beschaffen von besonders 

schützenswerten Daten und Persönlichkeitsprofilen 

(Art. 7a DSG),

•	 Erkennbarkeit der Datenbeschaffung bei «gewöhn-

lichen» Daten (Art. 4 Abs. 4 DSG) sowie 

•	 Information der betroffenen Person vor ihrer Einwil-

ligung (Art. 4 Abs. 5 DSG, siehe Ziffer III. der Erläute-

rungen).

Im Zusammenhang mit diesen neuen Transparenzvor-

schriften gilt es zu beachten, dass das revidierte VVG 

neu ebenfalls eine einschlägige Informationspflicht ent-

hält. Es stellt sich daher die Frage nach dem Verhältnis 

dieser neuen Vorschriften (siehe Ziffer II. 1.4 der Erläu-

terungen).

1.2	 Informationspflicht beim Beschaffen von  
besonders schützenswerten Personendaten und 
Persönlichkeitsprofilen

Neu trifft den Inhaber von Datensammlungen eine In-

formationspflicht, wenn er besonders schützenswerte 

Personendaten (z.B. Daten über die Gesundheit oder 

Vorstrafen) oder Persönlichkeitsprofile natürlicher Per-

sonen (z.B. Interessenprofile) beschafft (Art. 7a DSG). 

In diesen Fällen muss der Inhaber der Datensammlung 

der betroffenen Person künftig mindestens folgende 

Angaben machen:

•	 Inhaber der Datensammlung; die Angaben sollten so 

präzise sein, dass die betroffene Person bei Bedarf 

weiss, gegenüber wem sie ihre Rechte nach DSG – z.B. 

das Auskunftsrecht (Art. 8 DSG) – wahrnehmen kann.

•	 Zweck des Bearbeitens; es sollten die beabsichtigten 

Bearbeitungszwecke angegeben werden.

•	 Kategorien der Datenempfänger; es genügt, die Ka-

tegorien möglicher Datenempfänger anzugeben (z.B. 

Vorversicherer, Ärzte, UVG-Versicherer etc.). Es müs-

sen nicht die einzelnen Datenempfänger erwähnt 

werden.

Die Informationspflicht gilt, wenn die Daten bei der be-

troffenen Person oder bei Dritten erhoben werden. Der 

wesentliche Unterschied bei der Erhebung bei Dritten 

ist der Zeitpunkt der Information: Sie hat spätestens 

mit der Speicherung der Daten oder der ersten Bekannt-

gabe an Dritte zu erfolgen.

Der neue Art. 7a DSG äussert sich nicht zur Form der In-

formation. Sie kann daher schriftlich oder mündlich er-

folgen. Zu Beweiszwecken empfiehlt sich jedoch eine 

schriftliche Information. Die Information muss bei der 

erstmaligen Beschaffung der Daten bzw. Profile erfol-

gen. Bei weiteren Erhebungen muss sie nicht wieder-

holt werden, wenn der Inhaber der Datensammlung, der 

Zweck der Datenbearbeitung und die Kategorien der 

Datenempfänger denen der erstmaligen Beschaffung 

entsprechen.

Das revidierte Recht sieht eine Reihe von Ausnahmen 

vor, bei denen die Informationspflicht entfällt (siehe Art. 

7a und 9 DSG):

•	 Die betroffene Person ist über die von Art. 7a DSG ge-

forderten Angaben bereits informiert, z.B. aufgrund 

einer Information gemäss VVG (Art. 3 Abs. 1 lit. g bzw. 

Abs. 3 VVG) oder diese Angaben ergeben sich klar aus 

den konkreten Umständen.

•	 Die Information ist nicht möglich oder würde einen 

unverhältnismässigen Aufwand erfordern.

•	 Es liegt eine entsprechende gesetzliche Vorschrift 
vor.

•	 Die Einschränkung der Informationspflicht ist wegen 

überwiegender Interessen Dritter nötig oder eigene 
überwiegende Interessen erfordern es und die Per-

sonendaten werden nicht Dritten bekannt gegeben.
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Zur Umsetzung der neuen Informationspflicht ist eine 

Übergangsfrist von einem Jahr nach Inkrafttreten des 

revidierten Rechts vorgesehen (Art. 38 DSG). Nach Ab-

lauf dieser einjährigen Übergangsfrist wird die vorsätz-

liche Nichteinhaltung der Informationspflicht auf Antrag 

der betroffenen Person mit Haft oder Busse bestraft 

(Art. 34 DSG). 

1.3	Erkennbarkeit der Beschaffung bei  
«gewöhnlichen» Personendaten

Die neue Informationspflicht gemäss Art. 7a DSG ist auf 

die Beschaffung von besonders schützenswerten Da-

ten und Persönlichkeitsprofilen beschränkt. Bei der Be-

arbeitung von gewöhnlichen Daten genügt es gemäss 

neuem Recht, wenn deren Beschaffung und insbeson-

dere der Zweck ihrer Bearbeitung für die betroffene Per-

son erkennbar sind.

Die Anforderungen, die erfüllt sein müssen, damit eine 

«erkennbare» Beschaffung vorliegt, sind gemäss Bot-

schaft nach den Umständen sowie nach den Grundsät-

zen der Verhältnismässigkeit und von Treu und Glau-

ben zu beurteilen. Die betroffene Person muss mit an-

gemessenen Mitteln auf die Datenerhebung und den 

Zweck der Bearbeitung aufmerksam gemacht werden, 

falls die Beschaffung nicht erkennbar ist (S. 2125 f. Bot-

schaft).

Ist die nötige Erkennbarkeit nicht gegeben, wird dies 

 – im Gegensatz zur Verletzung der Informationspflicht –  

nicht strafrechtlich geahndet. Es kann aber eine wider

rechtliche Persönlichkeitsverletzung und damit zivil-

rechtliche Forderungen der betroffenen Person zur 

Folge haben (Art. 12 Abs. 2 lit. a DSG in Verbindung mit 

Art. 15 DSG).

Im Unterschied zur Informationspflicht hat es der Ge-

setzgeber unterlassen, Ausnahmen von der Erkennbar-

keit vorzusehen. Im Sinne einer systematischen Ausle-

gung des DSG sollten jedoch die Ausnahmen, die beim 

Beschaffen von besonders schützenswerten Daten gel-

ten, auch bei gewöhnlichen Daten, die über weniger Ge-

fährdungspotenzial verfügen, analog zur Anwendung 

kommen.

1.4	 Informationspflicht des revidierten VVG

Die Versicherer müssen die Versicherungsnehmer seit 

1. Januar 2007 darüber informieren, wie mit ihren Da-

ten umgegangen wird (Art. 3 Abs. 1 lit. g VVG). Dazu ge-

hören Angaben zur Bearbeitung der Personendaten ein-

schliesslich Zweck und Art der Datensammlung sowie 

Empfänger und Aufbewahrung der Daten. Eine analoge 

Pflicht statuiert das VAG für die Vermittler (Art. 45 Abs. 

1 lit. e VAG). 

Es stellt sich daher die Frage nach dem Verhältnis der In-

formationspflicht nach VVG zu den neuen Transparenz-

bestimmungen des DSG. Das VVG und das DSG sowie 

die Materialien zu diesen Revisionen äussern sich nicht 

zu dieser Frage. Ein Vergleich zeigt, dass der Zweck die-

ser neuen Bestimmungen identisch ist. Es geht um die 

Verstärkung des Transparenzprinzips. Im Übrigen un-

terscheiden sich die Bestimmungen aber in folgender 

Hinsicht:

•	 Anwendungsbereich: Die Informationspflicht nach 

VVG ist eine branchenspezifische Norm, die ihre 

Grundlage im Verhältnis zwischen dem Versicherer 

und dem Antragsteller (künftigen Versicherungsneh-

mer) hat. Sie gilt für die Bearbeitung jeglicher Daten, 

richtet sich aber nur an die Versicherungsnehmer und 

gestützt auf Art. 3 Abs. 3 VVG an die versicherten Per-

sonen bei kollektiven Personenversicherungen, nicht 

aber an die übrigen versicherten und begünstigen 

Personen und auch nicht an die Geschädigten in der 

Haftpflichtversicherung. Demgegenüber ist die Infor-

mationspflicht nach DSG branchenunabhängig und 

gilt für private und staatliche Stellen, zu denen auch 

die Sozialversicherer gehören. Sie kommt nur bei der 

Beschaffung von besonders schützenswerten Per-

sonendaten und Persönlichkeitsprofilen zur Anwen-

dung, gilt dann aber gegenüber allen versicherten, 

begünstigen und geschädigten Personen.

•	 Umfang: Die Informationspflicht nach VVG verpflich-

tet zu mehr Angaben als die Informationspflicht des 

DSG. Weiter sieht das VVG im Gegensatz zum DSG 

keine Ausnahmen vor, bei denen die Informations-

pflicht entfällt.
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•	 Sanktion: Bei Nichteinhaltung der Informationspflicht 

gemäss VVG verfügt der Versicherungsnehmer über 

ein Kündigungsrecht (Art. 3a VVG). Dabei handelt es 

sich um eine privatrechtliche Sanktion. Demgegenü-

ber ist die Sanktion bei Art. 7a DSG öffentlich-recht-

licher Natur (Haft oder Busse). 

Diese Unterschiede legen den Schluss nahe, dass die 

branchenunabhängige Informationspflicht des DSG in 

der Informationspflicht des VVG aufgeht und Art. 7a so-

wie Art. 4 Abs. 4 DSG für die Versicherer subsidiären 

Charakter haben. Dafür spricht auch, dass die Informa-

tionspflicht nach DSG entfällt, wenn die betroffene Per-

son bereits informiert wurde (Art. 7a Abs. 4 DSG).

1.5	Beispiele zur Informationspflicht gemäss DSG  
und VVG

Vertragsabschluss

Der Versicherer informiert den Versicherungsnehmer 

vor Vertragsabschluss gemäss VVG. Diese Information 

umfasst auch die von Art. 7a DSG geforderten Angaben 

(Inhaber der Datensammlung, Zweck des Bearbeitens, 

Kategorien der Datenempfänger). Das gilt – mit Aus-

nahme der Transportversicherung – für alle Erstversi-

cherungsverträge und für die Kollektivversicherungen 

(Art. 3 Abs. 1 lit. g bzw. Abs. 3 VVG). > Eine Information 

nach Art. 7a DSG ist nicht erforderlich. Das VVG geht als 

lex specialis dem DSG vor. 

Schadenfall

Schadenfall eines Versicherungsnehmers: Es gilt der 

Grundsatz der lex specialis, soweit der Versicherer in 

der vorvertraglichen Information nach VVG ausreichend 

über die Datenbearbeitung im Schadenfall orientiert 

hat. > Eine zusätzliche Information nach DSG erscheint 

nicht notwendig.

Kollektive Krankentaggeldversicherung: Ein Arbeit-

nehmer erkrankt und der Arbeitgeber meldet dem Ver-

sicherer den Schadenfall. Es gilt der Grundatz der lex 

specialis, soweit der Arbeitgeber den Arbeitnehmer 

aufgrund entsprechender Unterlagen des Versicherers 

nach Art. 3 Abs. 3 VVG ausreichend über die Datenbe-

arbeitung im Schadenfall (Krankheit) informiert hat. > 

Eine zusätzliche Information nach DSG erscheint nicht 

notwendig.

Haftpflichtfall: Der Geschädigte meldet seine Ansprü-

che bei der Haftpflichtversicherung des Schädigers an. 

Diese benötigt zur Schadenprüfung Gesundheitsdaten 

des Geschädigten. Für die Einholung von Auskünf-

ten bei Ärzten muss der Geschädigte diese vom Arzt-

geheimnis entbinden. > Es liegt ein Anwendungsfall 

von Art. 7a DSG vor. Die von dieser Bestimmung ge-

forderten Angaben dürften sich in der Regel aus den 

konkreten Umständen ergeben, wenn die Korrespon-

denz über den Schadenfall direkt zwischen dem Ge-

schädigten und dem Versicherer stattfindet, denn die-

ser wird dann kennen müssen, für welche Zwecke seine 

Daten bearbeitet werden (Beurteilung der Haftung und 

Höhe des Schadenersatzes). Eine gesonderte Informa-

tion ist aber unter Umständen nötig, wenn der Versiche-

rer Gesundheitsdaten des Geschädigten an Dritte (z.B. 

den UVG-Versicherer) weiterleitet bzw. von Dritten be-

schafft, da der Geschädigte dies meist nicht schon aus 

den Umständen herauslesen kann. 

Obligatorische Unfallversicherung: Ein Arbeitnehmer 

verunfallt und der Arbeitgeber meldet den Fall der Un-

fallversicherung. Diese holt beim Spital einen ärztlichen 

Zwischenbericht ein. Im Rahmen von Art. 54a UVG be-

darf es keiner Entbindung vom Arztgeheimnis. > Un-

ter Vorbehalt der Ausnahmen gemäss Ziffer II. 1.2 der 

Erläuterungen muss der Unfallversicherer den betrof-

fenen Arbeitnehmer nach Art. 7a DSG informieren.
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2.	 Änderung von Art. 12 Abs. 2 lit. a DSG

Private und staatliche Stellen müssen bei Datenbear-

beitungen die Grundsätze des DSG beachten (Recht-

mässigkeit, Treu und Glauben / Transparenz, Verhält-

nismässigkeit, Zweckbindung, Richtigkeit der Daten 

und Datensicherheit). Aufgrund des neuen Wortlauts 

von Art. 12 Abs. 2 lit. a DSG stellt sich die Frage, ob Pri-

vate eine nicht rechtfertigungsfähige Persönlichkeits-

verletzung begehen, wenn sie gegen diese Grundsätze 

verstossen. Wie die nachfolgenden Überlegungen zei-

gen, behalten die Rechtfertigungsgründe auch nach der 

Revision von Art. 12 Abs. 2 lit. a DSG ihre Bedeutung:

•	 Es gilt der Grundsatz der lex specialis, d.h. die Daten-

schutzvorschriften in anderen Bundesgesetzen (z.B. 

im Geldwäschereigesetz) wirken weiterhin rechtferti-

gend.

•	 Im Sinne des Rechts auf informationelle Selbstbestim-

mung sollte auch unter revidiertem Recht eine Einwil-

ligung der betroffenen Person (z.B. in eine Zweckän-

derung) zulässig sein, sofern die Einwilligung die Vor-

gaben des neuen Art. 4 Abs. 5 DSG erfüllt.

•	 Dass überwiegende Interessen der Datenbearbeiter 

weiterhin rechtfertigend sind, ergibt sich bereits aus 

dem Grundsatz der Verhältnismässigkeit der Daten-

bearbeitung. Dieser verlangt – auch bei Datenbear-

beitungen von privaten Stellen – die Prüfung der Ge-

eignetheit und der Erforderlichkeit sowie eine Abwä-

gung der entgegenstehenden Interessen des Daten-

bearbeiters und der betroffenen Person. 

Diese Beurteilung der Änderung von Art. 12 Abs. 2 lit. a 

DSG wird durch die Auslegungshilfe des Bundesamtes 

für Justiz, die im Anhang der Broschüre aufgeführt wird, 

gestützt.

 

3.	 Meldepflicht für Datensammlungen

Das Register der Datensammlungen des EDÖB wird im 

revidierten DSG beibehalten. Datensammlungen sind 

somit vor ihrer Eröffnung weiterhin beim EDÖB anzu-

melden, sofern sie unter die geänderte Meldepflicht 

fallen: Neu müssen grundsätzlich alle Datensamm-

lungen angemeldet werden, in welchen regelmässig be-

sonders schützenswerte Personendaten oder Persön-

lichkeitsprofile bearbeitet oder aus denen regelmäs-

sig Personendaten an Dritte bekannt gegeben werden. 

Die Kenntnis der betroffenen Personen von den Daten-

sammlungen befreit nicht mehr von der Meldepflicht. 

Dieser Grundsatz wird durch eine Reihe von Ausnah-

men durchbrochen. Keine Meldepflicht besteht in fol-

genden Fällen:

•	 Die Datenbearbeitung erfolgt aufgrund einer gesetz-
lichen Verpflichtung (wie bisher).

•	 Der Inhaber der Datensammlung verfügt über ei-

nen Datenschutzverantwortlichen, der unabhängig 

die betriebsinterne Einhaltung der Datenschutzvor-

schriften überwacht und Verzeichnisse der Daten-

sammlungen führt (neue Ausnahme). Die Stellung 

und die Aufgaben des Datenschutzverantwortlichen 

werden in der VDSG geregelt (siehe Art. 12a und 12b 

Vernehmlassungsentwurf VDSG vom 18. Januar 2006, 

abrufbar unter www.admin.ch, Rubrik «Dokumenta-

tion»).

•	 Aufgrund eines Zertifizierungsverfahrens hat der In-

haber der Datensammlung ein Datenschutz-Quali-
tätszeichen erworben und das Ergebnis der Bewer-

tung dem EDÖB mitgeteilt (neue Ausnahme). Die kon-

krete Ausgestaltung des Zertifizierungsverfahrens 

erfolgt in einer neuen Verordnung des Bundesrates 

(siehe Vernehmlassungsentwurf VDSZ vom 1. Februar 

2007, abrufbar unter www.admin.ch, Rubrik «Doku-

mentation»).

•	 Der Bundesrat kann weitere Ausnahmen in der VDSG 

vorsehen, wenn die Rechte der Betroffenen nicht ge-

fährdet sind (wie bisher, siehe Art. 4 Vernehmlas-

sungsentwurf VDSG vom 18. Januar 2006).
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4.	 Grenzüberschreitende Datenbekannt-
gabe

4.1	 Angemessener ausländischer Datenschutz

In materieller Hinsicht hält das revidierte Recht am 

Grundsatz fest, dass ein Datentransfer ins Ausland nur 

zulässig ist, wenn die dortige Gesetzgebung einen an-

gemessenen (aber nicht mehr zwingend gleichwertigen) 

Schutz gewährleistet. Es wird auf die Liste der Staaten 

mit angemessener Datenschutzgesetzgebung verwie-

sen, die der EDÖB erstellen wird (Art. 7 Vernehmlas-

sungsentwurf VDSG vom 18. Januar 2006). 

Dieser Grundsatz wird im revidierten Recht durch eine 

Reihe von Ausnahmen durchbrochen, bei denen der Da-

tentransfer zulässig ist, obwohl im Ausland ein ange-

messener Schutz fehlt (siehe abschliessende Liste der 

Ausnahmen in Art. 6 Abs. 2 DSG). In der Praxis sind ins-

besondere folgende Ausnahmen von Relevanz: 

•	 vertragliche Regelung mit dem ausländischen Emp-

fänger der Daten, 

•	 Abschluss oder Abwicklung eines Vertrages oder 

•	 Prozess im Ausland.

4.2	 Informationspflicht gegenüber EDÖB

In formeller Hinsicht entfällt künftig die Meldepflicht 

gegenüber dem EDÖB für die Übermittlung von Daten-

sammlungen ins Ausland. Sie wird ersetzt durch eine In-

formationspflicht. 

Diese besteht aber nur, wenn die ausländische Gesetz-

gebung mangelhaft ist und dieser Mangel durch hinrei-

chende andere Garantien (z.B. eine vertragliche Rege-

lung mit dem ausländischen Empfänger der Daten) oder 

bei konzerninternen Datentransfers durch konzernin-

terne Datenschutzregeln ausgeglichen wird. In diesen 

Fällen ist der EDÖB über die Garantien bzw. die kon-

zerninternen Datenschutzregeln zu informieren (Art. 6 

Abs. 3 DSG). 

5.	 Auskunftsrecht

Das DSG gewährt den Personen, die von Datenbear-

beitungen betroffen sind, ein Auskunftsrecht. Das Aus-

kunftsrecht verpflichtet den Inhaber der Datensamm-

lung auf Ersuchen der betroffenen Person zu bestimm-

ten, vom DSG vorgeschriebenen Angaben, wie u.a. Mit-

teilung der zur betroffenen Person vorhandenen Daten. 

Dieser Katalog der Angaben wurde mit der Revision er-

weitert, indem neu die Mitteilung der «verfügbaren An-

gaben über die Herkunft der Daten» zum Katalog der 

Auskünfte gehört (Art. 8 Abs. 2 lit. a DSG). 

6.	 Beizug Dritter für Datenbearbeitungen 
(Outsourcing) 

Es ist die Outsourcing-Bestimmung des DSG zu beach-

ten, wenn die Datenbearbeitung einem Dritten übertra-

gen wird (z.B. einem Treuhandunternehmen). Bezüglich 

dieser Bestimmung sieht das revidierte Recht folgende 

Änderungen vor:

•	 Neu gilt die Bestimmung von Art. 10a DSG auch für 

staatliche Stellen, zu denen auch die Sozialversi-

cherer gehören. Bislang kam sie nur in der Privatwirt-

schaft zur Anwendung. 

•	 Die Grundsätze des DSG sind gemäss bisherigem und 

revidiertem Recht auch bei der Auslagerung der Daten-

bearbeitung zu beachten (Rechtmässigkeit, Treu und 

Glauben / Transparenz, Verhältnismässigkeit, Zweck-

bindung, Richtigkeit der Daten und Datensicherheit). 

Für den Grundsatz der Datensicherheit hält dies das 

revidierte Recht explizit fest, indem es den Auftragge-

ber verpflichtet, sich insbesondere zu vergewissern, 

dass der Dritte die Datensicherheit gewährleistet. Im 

Hinblick auf Haftungsfragen empfiehlt es sich daher, 

im Outsourcing-Vertrag die datenschutzrechtlichen 

Pflichten der Vertragsparteien – insbesondere bezüg-

lich der Datensicherheit (siehe dazu Art. 7 DSG in Ver-

bindung mit Art. 8 ff. VDSG) – klar zu regeln.
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III. Einwilligung der betroffenen Person

1.	 Einleitung

1.1	 Anwendungsbereich des neuen Art. 4 Abs. 5 DSG

Der neue Art. 4 Abs. 5 DSG ist zu beachten, wenn für die 

Datenbearbeitung die Einwilligung der betroffenen Per-

son erforderlich ist:

•	 Private Stellen müssen eine Einwilligung einholen, 

wenn die Datenbearbeitung eine Persönlichkeitsver-

letzung zur Folge haben kann und dafür kein ande-

rer Rechtfertigungsgrund gegeben ist (Art. 12 und 

13 DSG). Diesbezüglich ist voraussichtlich die Be-
kanntgabe von besonders schützenswerten Perso-
nendaten oder Persönlichkeitsprofile an Dritte der 

wichtigste Anwendungsfall für eine Einwilligung. Eine 

Einwilligung kann auch für die Abweichung von den 

Datenbearbeitungsgrundsätzen abgegeben werden 

(siehe Ziffer II. 2 der Erläuterungen). Die diesbezüg-

lichen Anwendungsfälle sind wohl aber begrenzt, da 

es kaum denkbar ist, dass die betroffene Person eine 

gültige, d.h. informierte und freiwillige Einwilligung, 

z.B. in eine unrechtmässige Datenbearbeitung oder 

eine Bearbeitung mit unrichtigen Daten, geben wird. 

•	 Eine Einwilligung steht weiter bei grenzüberschrei-
tenden Datenbekanntgaben zur Diskussion (Art. 6 

Abs. 2 lit. b DSG).

1.2	 Bedeutung dieser Bestimmung

In den oben genannten Fällen hat die Einwilligung künf-

tig folgende Vorgaben zu erfüllen: angemessene vor-

gängige Information, ausdrückliche Einwilligung bei be-

sonders schützenswerten Personendaten oder Persön-

lichkeitsprofilen sowie Freiwilligkeit der Einwilligung. 

Die Einwilligung ist ungültig, wenn diese Vorgaben nicht 

eingehalten werden. Eine ungültige Einwilligung kann 

nicht als Rechtfertigungsgrund angerufen werden.

2.	 Voraussetzungen einer gültigen  
Einwilligung nach Art. 4 Abs. 5 DSG

2.1	 Angemessene vorgängige Information 

Die vorgängige Information muss angemessen sein. Der 

Begriff der Angemessenheit wird im revidierten Recht 

nicht definiert. Gemäss Botschaft soll die vorgängige 

Information der betroffenen Person eine freie Entschei-

dung bezüglich der Bearbeitung ihrer persönlichen Da-

ten ermöglichen (S. 2127 Botschaft). 

Folgende Informationen sollten vorgängig mitgeteilt 

werden:

•	 Massgebend ist der Anwendungsbereich der Einwilli-

gung (siehe Ziffer III. 1.1 der Erläuterungen), d.h., die 

Einwilligungsklausel ist passend zum Anwendungs-

bereich der Einwilligung zu formulieren. Für gleich- 

artige Anwendungsfälle können standardisierte Texte 

verwendet werden. Beim voraussichtlich wichtigsten 

Anwendungsfall der Bekanntgabe von besonders 

schützenswerten Personendaten an Dritte sollte über 

den Zweck der Weitergabe dieser Daten und die Kate-

gorien der Datenempfänger informiert werden. 

•	 Gemäss Botschaft soll über die Nachteile orientiert 

werden, die sich aus der Verweigerung der Einwilli-

gung ergeben können (S. 2127 Botschaft).

2.2	 Form der Einwilligung

Es kommt darauf an, welche Daten von der Einwilligung 

betroffen sind:

•	 Falls für die Bearbeitung von besonders schützens-

werten Personendaten (z.B. Gesundheitsdaten oder 

Vorstrafen) oder Persönlichkeitsprofilen eine Ein-

willigung erforderlich ist, ist eine ausdrückliche Zu-

stimmung der betroffenen Person einzuholen. Eine 

aus den Umständen abgeleitete, konkludente Erklä-

rung genügt nicht. Die Einwilligung hat gemäss Bot-

schaft umso klarer zu erfolgen, je sensibler die frag-

lichen Personendaten sind (S. 2127 f. Botschaft). Aus 

Beweiszwecken empfiehlt es sich, die Einwilligung in 

Schriftform einzuholen. 

•	 In den übrigen Fällen kann die Einwilligung formfrei 

und stillschweigend erfolgen. 
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2.3	 Freiwilligkeit der Einwilligung

Die Einwilligung muss freiwillig, d.h. frei von Zwang, er-

folgen. Bei dieser Voraussetzung kommt es darauf an, 

welche Nachteile die Verweigerung der Einwilligung zur 

Folge haben kann. Gemäss Botschaft liegt eine freiwil-

lige Einwilligung vor, wenn der Nachteil einen Bezug 

zum Zweck der Bearbeitung hat bzw. diesem Zweck ge-

genüber verhältnismässig ist (S. 2127 Botschaft). 

In diesem Sinne und da der Nachweis des Versiche-

rungsanspruchs dem Versicherungsnehmer / Anspruchs- 

berechtigten obliegt, sollte es z.B. unproblematisch 

sein, wenn der Versicherer im Schadenfall darauf hin-

weist, dass er bei Nichterteilung der Einwilligung die er-

forderlichen Abklärungen nicht vornehmen kann, was 

zu einer ungenügenden Substantiierung des Schadens 

und damit zur Ablehnung der Versicherungsleistung 

führen kann. 

Es versteht sich von selbst, dass eine freiwillige Ein-

willigung jederzeit widerrufen werden kann. Im Rah-

men eines anderen Rechtfertigungsgrundes, d.h. eines 

überwiegenden Interesses des Datenbearbeiters oder 

einer entsprechenden gesetzlichen Bestimmung, kann 

die fragliche Datenbearbeitung aber trotz Widerruf zu-

lässig sein. 
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Bundesgesetz über den Datenschutz (DSG) 
vom 19. Juni 1992

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidge-

nossenschaft, gestützt auf die Artikel 31bis Absatz 2, 64, 

64bis und 85 Ziffer 1 der Bundesverfassung nach Ein-

sicht in die Botschaft des Bundesrates vom 23. März 

1988 / 19. Februar 2003, beschliesst:

1.	 Abschnitt: Zweck, Geltungsbereich und Begriffe

Art. 1	 Zweck
Dieses Gesetz bezweckt den Schutz der Persönlichkeit 

und der Grundrechte von Personen, über die Daten be-

arbeitet werden.

Art. 2	 Geltungsbereich
1	 Dieses Gesetz gilt für das Bearbeiten von Daten  

natürlicher und juristischer Personen durch:

	 a.	private Personen;

	 b.	Bundesorgane.

2	 Es ist nicht anwendbar auf:

	 a.	Personendaten, die eine natürliche Person aus-

schliesslich zum persönlichen Gebrauch bearbeitet 

und nicht an Aussenstehende bekannt gibt;

	 b.	Beratungen in den Eidgenössischen Räten und in 

den parlamentarischen Kommissionen;

	 c.	hängige Zivilprozesse, Strafverfahren, Verfahren 

der internationalen Rechtshilfe sowie staats- und 

verwaltungsrechtliche Verfahren mit Ausnahme erst

instanzlicher Verwaltungsverfahren;

	 d.	öffentliche Register des Privatrechtsverkehrs;

	 e.	Personendaten, die das Internationale Komitee 

vom Roten Kreuz bearbeitet.

Art. 3	 Begriffe
Die folgenden Ausdrücke bedeuten:

	 a.	Personendaten (Daten): alle Angaben, die sich auf 

eine bestimmte oder bestimmbare Person bezie-

hen;

	 b.	betroffene Personen: natürliche oder juristische 

Personen, über die Daten bearbeitet werden;

	

	 c.	besonders schützenswerte Personendaten: Daten 

über:

		  1.	die religiösen, weltanschaulichen, politischen 

oder gewerkschaftlichen Ansichten oder Tätig-

keiten,

		  2.	die Gesundheit, die Intimsphäre oder die Rassen-

zugehörigkeit,

		  3.	Massnahmen der sozialen Hilfe,

		  4.	administrative oder strafrechtliche Verfolgungen 

und Sanktionen;

	 d.	Persönlichkeitsprofil: eine Zusammenstellung von 

Daten, die eine Beurteilung wesentlicher Aspekte 

der Persönlichkeit einer natürlichen Person er-

laubt;

	 e.	Bearbeiten: jeder Umgang mit Personendaten,  

unabhängig von den angewandten Mitteln und  

Verfahren, insbesondere das Beschaffen, Aufbe-

wahren, Verwenden, Umarbeiten, Bekannt geben, 

Archivieren oder Vernichten von Daten;

	 f. 	Bekannt geben: das Zugänglichmachen von Perso-

nendaten wie das Einsichtgewähren, Weitergeben 

oder Veröffentlichen;

	 g.	Datensammlung: jeder Bestand von Personen-

daten, der so aufgebaut ist, dass die Daten nach 

betroffenen Personen erschliessbar sind;

	 h.	Bundesorgane: Behörden und Dienststellen des 

Bundes sowie Personen, soweit sie mit öffentlichen 

Aufgaben des Bundes betraut sind;

j. 	i.	 Inhaber der Datensammlung: private Personen  

oder Bundesorgane, die über den Zweck und den  

Inhalt einerder Datensammlung entscheiden;

k.	j. 	formelles Gesetz im formellen Sinn:
		  1.	Bundesgesetze und referendumspflichtige allge-

meinverbindlicheBundesbeschlüsse,

		  2.	für die Schweiz verbindliche Beschlüsse interna-

tionaler Organisationen und von der Bundesver-

sammlung genehmigte völkerrechtliche Verträge 

mit Recht setzendem Inhalt.

Gesetzestext mit Änderung vom 24. März 2006 
Änderungen sind blau markiert

Anhang
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2.	 Abschnitt: Allgemeine Datenschutzbestimmungen

Art. 4	 Grundsätze
1	 Personendaten dürfen nur rechtmässig beschafft  

bearbeitet werden.

2	 Ihre Bearbeitung hat nach Treu und Glauben zu erfol-

gen und muss verhältnismässig sein.

3	 Personendaten dürfen nur zu dem Zweck bearbeitet 

werden, der bei der Beschaffung angegeben wurde, 

aus den Umständen ersichtlich oder gesetzlich vorge-

sehen ist.

4	 Die Beschaffung von Personendaten und insbeson-
dere der Zweck ihrer Bearbeitung müssen für die be-
troffene Person erkennbar sein.

5	 Ist für die Bearbeitung von Personendaten die Zu-
stimmung der betroffenen Person erforderlich, so ist 
diese Zustimmung erst gültig, wenn sie nach ange-
messener Information freiwillig erfolgt. Bei der Be-
arbeitung von besonders schützenswerten Perso-
nendaten oder Persönlichkeitsprofilen muss die Zu-
stimmung zudem ausdrücklich erfolgen.

Art. 5	 Richtigkeit der Daten
1	 Wer Personendaten bearbeitet, hat sich über deren 

Richtigkeit zu vergewissern. Es sind alle angemes-
senen Massnahmen zu treffen, damit im Hinblick 
auf die Zwecke, für die sie beschafft oder bearbeitet 
werden, nicht zutreffende oder unvollständige Da-
ten gelöscht oder berichtigt werden.

2	 Jede betroffene Person kann verlangen, dass unrich-

tige Daten berichtigt werden.

Art. 6	 Bekanntgabe ins Ausland Grenzüberschreitende 
Bekanntgabe

1	 Personendaten dürfen nicht ins Ausland bekannt 

gegeben werden, wenn dadurch die Persönlichkeit 

der betroffenen Personen schwerwiegend gefährdet 

würde, namentlich weil ein Datenschutz eine Gesetz-
gebung fehlt, der dem schweizerischen gleichwertig 

ist die einen angemessenen Schutz gewährleistet.

2	 Wer Datensammlungen ins Ausland übermitteln will, 

muss dies dem Eidgenössischen Datenschutzbeauf-

tragten vorher melden, wenn:

	 a.	für die Bekanntgabe keine gesetzliche Pflicht be-

steht und

	 b.	die betroffenen Personen davon keine Kenntnis ha-

ben. 

	 Fehlt eine Gesetzgebung, die einen angemessenen 
Schutz gewährleistet, können persönliche Daten ins 
Ausland nur bekannt gegeben werden, wenn:

	 a.	hinreichende Garantien, insbesondere durch Ver-
trag, einen angemessenen Schutz im Ausland ge-
währleisten;

	 b.	die betroffene Person im Einzelfall zugestimmt 
hat;

	 c.	die Bearbeitung in unmittelbarem Zusammenhang 
mit dem Abschluss oder der Abwicklung eines 
Vertrags steht und es sich um Personendaten des 
Vertragspartners handelt;

	 d.	die Bekanntgabe im Einzelfall entweder für die 
Wahrung eines überwiegenden öffentlichen In-
teresses oder für die Feststellung, Ausübung oder 
Durchsetzung von Rechtsansprüchen vor Gericht 
unerlässlich ist;

	 e.	die Bekanntgabe im Einzelfall erforderlich ist, um 
das Leben oder die körperliche Integrität der be-
troffenen Person zu schützen;

	 f.	die betroffene Person die Daten allgemein zu-
gänglich gemacht und eine Bearbeitung nicht aus-
drücklich untersagt hat;

	 g.	die Bekanntgabe innerhalb derselben juristischen 
Person oder Gesellschaft oder zwischen juristi-
schen Personen oder Gesellschaften, die einer 
einheitlichen Leitung unterstehen, stattfindet, so-
fern die Beteiligten Datenschutzregeln unterste-
hen, welche einen angemessenen Schutz gewähr-
leisten.

3	 Der Bundesrat regelt die Meldungen im Einzelnen. Er 

kann vereinfachte Meldungen oder Ausnahmen von 

der Meldepflicht vorsehen, wenn das Bearbeiten die 

Persönlichkeit der betroffenen Personen nicht gefähr-

det. Der Beauftragte muss über die Garantien nach 
Absatz 2 Buchstabe a und die einheitlichen Daten-
schutzregeln nach Absatz 2 Buchstabe g informiert 
werden. Der Bundesrat regelt die Einzelheiten die-
ser Informationspflicht.
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Art. 7	 Datensicherheit
1	 Personendaten müssen durch angemessene tech-

nische und organisatorische Massnahmen gegen  

unbefugtes Bearbeiten geschützt werden.

2	 Der Bundesrat erlässt nähere Bestimmungen über die 

Mindestanforderungen an die Datensicherheit.

Art. 7a	Informationspflicht beim Beschaffen von be-
sonders schützenswerten Personendaten und 
Persönlichkeitsprofilen

1	 Der Inhaber der Datensammlung ist verpflichtet, die 
betroffene Person über die Beschaffung von beson-
ders schützenswerten Personendaten oder Persön-
lichkeitsprofilen zu informieren; diese Informations-
pflicht gilt auch dann, wenn die Daten bei Dritten be-
schafft werden.

2	 Der betroffenen Person sind mindestens mitzutei-
len:

	 a.	der Inhaber der Datensammlung;
	 b.	der Zweck des Bearbeitens;
	 c.	die Kategorien der Datenempfänger, wenn eine 

Datenbekanntgabe vorgesehen ist.

3	 Wenn Daten nicht bei der betroffenen Person be-
schafft werden, hat deren Information spätestens 
bei Beginn der Speicherung der Daten, oder, wenn 
auf die Speicherung verzichtet wird, mit der ersten 
Bekanntgabe an Dritte zu erfolgen.

4	 Die Informationspflicht des Inhabers der Daten-
sammlung entfällt, wenn die betroffene Person be-
reits informiert wurde, oder, in Fällen nach Absatz 3, 
wenn:

	 a.	die Speicherung oder die Bekanntgabe der Daten 
ausdrücklich durch das Gesetz vorgesehen ist; 
oder

	 b.	die Information nicht oder nur mit unverhältnis-
mässigem Aufwand möglich ist.

Art. 8	 Auskunftsrecht
1	 Jede Person kann vom Inhaber einer Datensammlung 

Auskunft darüber verlangen, ob Daten über sie bear-

beitet werden.

2	 Der Inhaber der Datensammlung muss ihr der betrof-
fenen Person mitteilen:

	 a.	alle über sie in der Datensammlung vorhandenen 

Daten einschliesslich der verfügbaren Angaben 
über die Herkunft der Daten;

	 b.	den Zweck und gegebenenfalls die Rechtsgrundla-

gen des Bearbeitens sowie die Kategorien der bear-

beiteten Personendaten, der an der Sammlung Be-

teiligten und der Datenempfänger.

3	 Daten über die Gesundheit kann der Inhaber der Da-

tensammlung der betroffenen Person durch einen 

von ihr bezeichneten Arzt mitteilen lassen.

4	 Lässt der Inhaber der Datensammlung Personen-

daten durch einen Dritten bearbeiten, so bleibt er 

auskunftspflichtig. Der Dritte ist auskunftspflichtig, 

wenn er den Inhaber nicht bekannt gibt oder dieser 

keinen Wohnsitz in der Schweiz hat.

5	 Die Auskunft ist in der Regel schriftlich, in Form eines 

Ausdrucks oder einer Fotokopie sowie kostenlos zu 

erteilen. Der Bundesrat regelt die Ausnahmen.

6	 Niemand kann im Voraus auf das Auskunftsrecht ver-

zichten.

Art. 9	 Einschränkungen der Informationspflicht und 
des Auskunftsrechts; im Allgemeinen

1	 Der Inhaber der Datensammlung kann die Informa-
tion nach Artikel 7a oder die Auskunft nach Artikel 8 

verweigern, einschränken oder aufschieben, soweit:

	 a.	ein formelles Gesetz im formellen Sinn dies vor-

sieht;

	 b.	es wegen überwiegender Interessen eines Drittenr 

erforderlich ist.

2	 Ein Bundesorgan kann zudem die Information oder 

die Auskunft verweigern, einschränken oder aufschie-

ben, soweit:

	 a.	es wegen überwiegender öffentlicher Interessen, 

insbesondere der inneren oder äusseren Sicherheit 

der Eidgenossenschaft, erforderlich ist;

	 b.	die Information oder die Auskunft den Zweck ei-

ner Strafuntersuchung oder eines andern Untersu-

chungsverfahrens in Frage stellt.
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3	 Private als Der private Inhaber einer Datensammlung 

können kann zudem die Information oder die Aus-

kunft verweigern, einschränken oder aufschieben, 

soweit eigene überwiegende Interessen es erfordern 

und sie er die Personendaten nicht an Dritten bekannt 

geben gibt.

4	 Der Inhaber der Datensammlung muss angeben, 

aus welchem Grund er die Auskunft verweigert, ein-

schränkt oder aufschiebt.

Art. 10	 Einschränkungen des Auskunftsrechts für  
Medienschaffende

1	 Der Inhaber einer Datensammlung, die ausschliess-

lich für die Veröffentlichung im redaktionellen Teil 

eines periodisch erscheinenden Mediums verwendet 

wird, kann die Auskunft verweigern, einschränken 

oder aufschieben, soweit:

	 a.	die Personendaten Aufschluss über die Informa- 

tionsquellen geben;

	 b.	Einblick in Entwürfe für Publikationen gegeben wer-

den müsste;

	 c.	die freie Meinungsbildung des Publikums gefähr-

det würde.

2	 Medienschaffende können die Auskunft zudem ver-

weigern, einschränken oder aufschieben, wenn ih-

nen eine Datensammlung ausschliesslich als persön-

liches Arbeitsinstrument dient.

Art. 14 10a Datenbearbeitung durch Dritte
1	 Das Bearbeiten von Personendaten kann durch Ver-

einbarung oder Gesetz einem Dritten übertragen 

werden, wenn:

	 a.	der Auftraggeber dafür sorgt, dass die Daten nur 

so bearbeitet werden, wie er der Auftraggeber es 

selbst tun dürfte und

	 b.	keine gesetzliche oder vertragliche Geheimhal-

tungspflicht es verbietet.

2	 Der Auftraggeber muss sich insbesondere vergewis-
sern, dass der Dritte die Datensicherheit gewähr-
leistet.

23 Der Dritte kann können dieselben Rechtfertigungs-

gründe geltend machen wie der Auftraggeber.

Art. 11	 Zertifizierungsverfahren
1	 Um den Datenschutz und die Datensicherheit zu ver-

bessern, können die Hersteller von Datenbearbei-
tungssystemen oder -programmen sowie private 
Personen oder Bundesbehörden, die Personendaten 
bearbeiten, ihre Systeme, Verfahren und ihre Orga-
nisation einer Bewertung durch anerkannte unab-
hängige Zertifizierungsstellen unterziehen.

2	 Der Bundesrat erlässt Vorschriften über die Aner-
kennung von Zertifizierungsverfahren und die Ein-
führung eines Datenschutz-Qualitätszeichens. Er 
berücksichtigt dabei das internationale Recht und 
die international anerkannten technischen Normen. 

Art. 11a	 Register der Datensammlungen
1	 Der Eidgenössische Datenschutzbeauftragte führt ein 

Register der Datensammlungen, das über Internet 
zugänglich ist. Jede Person kann das Register einse-

hen.

2	 Bundesorgane müssen sämtliche Datensammlungen 

beim Datenschutzbeauftragten zur Registrierung an-

melden.

3	 Private Personen, die regelmässig besonders schüt-

zenswerte Personendaten oder Persönlichkeitsprofile 

bearbeiten oder Personendaten an Dritte bekannt ge-

ben, müssen DatensSammlungen anmelden, wenn:

	 a.	für das Bearbeiten keine gesetzliche Pflicht besteht 

und regelmässig besonders schützenswerte Per-
sonendaten oder Persönlichkeitsprofile bearbei-
tet werden; oder

	 b.	die betroffenen Personen davon keine Kenntnis 

haben. regelmässig Personendaten an Dritte be-
kannt gegeben werden.

4	 Die Datensammlungen müssen angemeldet werden, 

bevor sie eröffnet werden.

5	 Entgegen den Bestimmungen der Absätze 2 und 
3 muss der Inhaber von Datensammlungen seine 
Sammlungen nicht anmelden, wenn:

	 a.	private Personen Daten aufgrund einer gesetz-
lichen Verpflichtung bearbeiten;

	 b.	der Bundesrat eine Bearbeitung von der Anmelde-
pflicht ausgenommen hat, weil sie die Rechte der 
betroffenen Personen nicht gefährdet;
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	 c.	er die Daten ausschliesslich für die Veröffent- 
lichung im redaktionellen Teil eines periodisch er-
scheinenden Mediums verwendet und keine Da-
ten an Dritte weitergibt, ohne dass die betroffenen 
Personen davon Kenntnis haben;

	 d.	die Daten durch einen Journalisten oder eine Jour-
nalistin bearbeitet werden, dem oder der die Daten
sammlung ausschliesslich als persönliches Ar-
beitsinstrument dient;

	 e.	er einen Datenschutzverantwortlichen bezeichnet 
hat, der unabhängig die betriebsinterne Einhal-
tung der Datenschutzvorschriften überwacht und 
Verzeichnisse der Datensammlungen führt;

	 f.	er aufgrund eines Zertifizierungsverfahrens nach 
Artikel 11 ein Datenschutz-Qualitätszeichen er-
worben hat und das Ergebnis der Bewertung dem 
Datenschutzbeauftragten mitgeteilt wurde.

56		Der Bundesrat regelt die Modalitäten der die Anmel-

dung der Datensammlungen, sowie die der Führung 

und die der Veröffentlichung des Registers sowie die 
Stellung und die Aufgaben der Datenschutzverant-
wortlichen nach Absatz 5 Buchstabe e und die Ver-
öffentlichung eines Verzeichnisses der Inhaber der 
Datensammlungen, welche nach Absatz 5 Buchsta-
ben e und f der Meldepflicht enthoben sind. Er kann 

für bestimmte Arten von Datensammlungen Ausnah-

men von der Meldepflicht oder der Registrierung vor-

sehen, wenn das Bearbeiten die Persönlichkeit der 

betroffenen Personen nicht gefährdet.

3.	 Abschnitt: Bearbeiten von Personendaten durch 
private Personen

Art. 12	 Persönlichkeitsverletzungen
1	 Wer Personendaten bearbeitet, darf dabei die Persön-

lichkeit der betroffenen Personen nicht widerrechtlich 

verletzen.

2	 Er darf insbesondere nicht ohne Rechtfertigungs-

grund:

	 a.	Personendaten entgegen den Grundsätzen der Arti-

kel 4, 5 Absatz 1 6 Absatz 1 und 7 Absatz 1 bearbei-

ten;

	 b.	ohne Rechtfertigungsgrund Daten einer Person ge-

gen deren ausdrücklichen Willen bearbeiten;

	 c.	ohne Rechtfertigungsgrund besonders schützens-

werte Personendaten oder Persönlichkeitsprofile 

Dritten bekannt geben.

3	 In der Regel liegt keine Persönlichkeitsverletzung vor, 

wenn die betroffene Person die Daten allgemein zu-

gänglich gemacht und eine Bearbeitung nicht aus-

drücklich untersagt hat.

Art. 13	 Rechtfertigungsgründe
1	 Eine Verletzung der Persönlichkeit ist widerrecht-

lich, wenn sie nicht durch Einwilligung des Verletzten, 

durch ein überwiegendes privates oder öffentliches 

Interesse oder durch Gesetz gerechtfertigt ist.

2	 Ein überwiegendes Interesse der bearbeitenden Per-

son fällt insbesondere in Betracht, wenn diese:

	 a.	in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Ab-

schluss oder der Abwicklung eines Vertrags Perso-

nendaten über ihren Vertragspartner bearbeitet;

	 b.	mit einer anderen Person in wirtschaftlichem Wett-

bewerb steht oder treten will und zu diesem Zweck 

Personendaten bearbeitet, ohne diese Dritten be-

kannt zu geben;

	 c.	zur Prüfung der Kreditwürdigkeit einer anderen 

Person weder besonders schützenswerte Perso-

nendaten noch Persönlichkeitsprofile bearbeitet 

und Dritten nur Daten bekannt gibt, die sie für den 

Abschluss oder die Abwicklung eines Vertrages mit 

der betroffenen Person benötigen;

	 d.	beruflich Personendaten ausschliesslich für die 

Veröffentlichung im redaktionellen Teil eines peri-

odisch erscheinenden Mediums bearbeitet;

	 e.	Personendaten zu nicht personenbezogenen Zwe-

cken insbesondere in der Forschung, Planung und 

Statistik bearbeitet und die Ergebnisse so veröf-

fentlicht, dass die betroffenen Personen nicht be-

stimmbar sind;

	 f. 	Daten über eine Person des öffentlichen Lebens 

sammelt, sofern sich die Daten auf das Wirken die-

ser Person in der Öffentlichkeit beziehen.

Art. 15	 Rechtsansprüche und Verfahren
1	 Für Klagen und vorsorgliche Massnahmen zum Schutz 

der Persönlichkeit gelten die Artikel 28–28l des Zivil-

gesetzbuches. Der Kläger kann insbesondere verlan-

gen, dass die Datenbearbeitung, namentlich die Be-
kanntgabe an Dritte, gesperrt wird oder die Perso-

nendaten berichtigt oder vernichtet werden oder dass 

ihre Bekanntgabe an Dritte gesperrt wird.
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2	 Kann weder die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit von 

Personendaten dargetan werden, so kann der Kläger 

verlangen, dass bei den Daten ein entsprechender 

Vermerk angebracht wird.

3	 Er Der Kläger kann verlangen, dass die Berichtigung, 

Vernichtung, Sperre, namentlich die Sperre der Be-
kanntgabe an Dritte, der Vermerk über die Bestrei-

tung oder das Urteil Dritten mitgeteilt oder veröffent-

licht wird.

4	 Über Klagen zur Durchsetzung des Auskunftsrechts 

entscheidet der Richter in einem einfachen und ra-

schen Verfahren.

4.	 Abschnitt: Bearbeiten von Personendaten durch 
Bundesorgane

Art. 16	 Verantwortliches Organ und Kontrolle
1	 Für den Datenschutz ist das Bundesorgan verantwort-

lich, das die Personendaten in Erfüllung seiner Aufga-

ben bearbeitet oder bearbeiten lässt.

2	 Bearbeiten Bundesorgane Personendaten zusam-

men mit anderen Bundesorganen, mit kantonalen Or-

ganen oder mit Privaten, so kann der Bundesrat die 

Kontrolle und Verantwortung für den Datenschutz 

besonders regeln.

Art. 17	 Rechtsgrundlagen
1	 Organe des Bundes dürfen Personendaten bearbei-

ten, wenn dafür eine gesetzliche Grundlage besteht.

2	 Besonders schützenswerte Personendaten sowie Per-

sönlichkeitsprofile dürfen sie nur bearbeiten, wenn 

ein formelles Gesetz im formellen Sinn es ausdrück-

lich vorsieht oder wenn ausnahmsweise:

	 a.	es für eine in einem formellen Gesetz klar umschrie-

bene Aufgabe unentbehrlich ist;

	 b.	der Bundesrat es im Einzelfall bewilligt, weil die 

Rechte der betroffenen Personen nicht gefährdet 

sind oder

	 c.	die betroffene Person im Einzelfall eingewilligt oder 

ihre Daten allgemein zugänglich gemacht und eine 
Bearbeitung nicht ausdrücklich untersagt hat.

Art. 17a	Automatisierte Datenbearbeitung im Rahmen 
von Pilotversuchen

1	 Der Bundesrat kann, nachdem er die Stellungnahme 
des Datenschutzbeauftragten eingeholt hat, vor In-
krafttreten eines Gesetzes im formellen Sinn die au-
tomatisierte Bearbeitung von besonders schützens-
werten Personendaten oder Persönlichkeitsprofilen 
bewilligen, wenn:

	 a.	die Aufgaben, die diese Bearbeitung erforderlich 
machen, in einem Gesetz im formellen Sinn gere-
gelt sind;

	 b.	ausreichende Massnahmen zur Verhinderung von 
Persönlichkeitsverletzungen getroffen werden; 
und

	 c.	die praktische Umsetzung einer Datenbearbei-
tung eine Testphase vor dem Inkrafttreten des Ge-
setzes im formellen Sinn zwingend erfordert.

2	 Die praktische Umsetzung einer Datenbearbeitung 
kann eine Testphase dann zwingend erfordern, 
wenn:

	 a.	die Erfüllung einer Aufgabe technische Neue-
rungen erfordert, deren Auswirkungen zunächst 
evaluiert werden müssen,

	 b.	die Erfüllung einer Aufgabe bedeutende organi-
satorische oder technische Massnahmen erfor-
dert, deren Wirksamkeit zunächst geprüft werden 
muss, insbesondere bei der Zusammenarbeit zwi-
schen Organen des Bundes und der Kantone; oder 
wenn

	 c.	sie die Übermittlung von besonders schützens-
werten Personendaten oder Persönlichkeitsprofi-
len an kantonale Behörden mittels eines Abrufver-
fahrens erfordert.

3	 Der Bundesrat regelt die Modalitäten der automati-
sierten Datenbearbeitung in einer Verordnung.

4	 Das zuständige Bundesorgan legt dem Bundesrat 
spätestens innert zwei Jahren nach Inbetriebnahme 
des Pilotsystems einen Evaluationsbericht vor. Es 
schlägt darin die Fortführung oder die Einstellung 
der Bearbeitung vor.

5	 Die automatisierte Datenbearbeitung muss in jedem 
Fall abgebrochen werden, wenn innert fünf Jahren 
nach der Inbetriebnahme des Pilotsystems kein Ge-
setz im formellen Sinn in Kraft getreten ist, welches 
die erforderliche Rechtsgrundlage umfasst.
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Art. 18	 Beschaffen von Personendaten
1	 Bei systematischen Erhebungen, namentlich mit Fra-

gebogen, gibt das Bundesorgan den Zweck und die 

Rechtsgrundlage des Bearbeitens, die Kategorien der 

an der Datensammlung Beteiligten und der Daten-

empfänger bekannt.

2	 Das Beschaffen von besonders schützenswerten Per-

sonendaten sowie von Persönlichkeitsprofilen muss 

für die betroffenen Personen erkennbar sein. 

Art. 19	 Bekanntgabe von Personendaten
1	 Bundesorgane dürfen Personendaten bekannt geben, 

wenn dafür eine Rechtsgrundlagen im Sinne von Arti-

kel 17 bestehent oder wenn:

	 a.	die Daten für den Empfänger im Einzelfall zur Er-

füllung seiner gesetzlichen Aufgabe unentbehrlich 

sind;

	 b.	die betroffene Person im Einzelfall eingewilligt hat 

oder die Einwilligung nach den Umständen voraus-

gesetzt werden darf;

	 c.	die betroffene Person ihre Daten allgemein zugäng-

lich gemacht und eine Bekanntgabe nicht aus-
drücklich untersagt hat; oder

	 d.	der Empfänger glaubhaft macht, dass die betrof-

fene Person die Einwilligung verweigert oder die 

Bekanntgabe sperrt, um ihm die Durchsetzung von 

Rechtsansprüchen oder die Wahrnehmung anderer 

schutzwürdiger Interessen zu verwehren; der be-

troffenen Person ist vorher wenn möglich Gelegen-

heit zur Stellungnahme zu geben.

1bis	 Bundesorgane dürfen im Rahmen der behördlichen 

Information der Öffentlichkeit von Amtes wegen 

oder gestützt auf das Öffentlichkeitsgesetz vom 17. 

Dezember 2004 auch Personendaten bekannt ge-

ben, wenn: 

	 a.	die betreffenden Personendaten im Zusammen-

hang mit der Erfüllung öffentlicher Aufgaben ste-

hen; und 

	 b.	an deren Bekanntgabe ein überwiegendes öf-

fentliches Interesse besteht.

2	 Bundesorgane dürfen auf Anfrage Name, Vorname, 

Adresse und Geburtsdatum einer Person auch be-

kannt geben, wenn die Voraussetzungen von Absatz 

1 nicht erfüllt sind.

3	 Bundesorgane dürfen Personendaten durch ein Ab-

rufverfahren zugänglich machen, wenn dies aus-

drücklich vorgesehen ist. Besonders schützenswerte 

Personendaten sowie Persönlichkeitsprofile dürfen 

nur durch ein Abrufverfahren zugänglich gemacht 

werden, wenn ein formelles Gesetz es ausdrücklich 

vorsieht.

3bis	 Bundesorgane dürfen Personendaten mittels auto-

matisierter Informations- und Kommunikations-

dienste jedermann zugänglich machen, wenn eine 

Rechtsgrundlage die Veröffentlichung dieser Da-

ten vorsieht oder wenn sie gestützt auf Absatz 1bis  

Informationen der Öffentlichkeit zugänglich machen. 

Besteht das öffentliche Interesse an der Zugänglich-

machung nicht mehr, so sind die betreffenden Da-

ten wieder aus dem automatisierten Informations- 

und Kommunikationsdienst zu entfernen.

4	 Das Bundesorgan lehnt die Bekanntgabe ab, schränkt 

sie ein oder verbindet sie mit Auflagen, wenn:

	 a.	wesentliche öffentliche Interessen oder offensicht-

lich schutzwürdige Interessen einer betroffenen 

Person es verlangen oder

	 b.	gesetzliche Geheimhaltungspflichten oder beson-

dere Datenschutzvorschriften es verlangen.

Art. 20	 Sperrung der Bekanntgabe
1	 Eine betroffene Person, die ein schutzwürdiges In-

teresse glaubhaft macht, kann vom verantwortlichen 

Bundesorgan verlangen, dass es die Bekanntgabe 

von bestimmten Personendaten sperrt.

2	 Das Bundesorgan verweigert die Sperrung oder hebt 

sie auf, wenn:

	 a.	eine Rechtspflicht zur Bekanntgabe besteht; oder

	 b.	die Erfüllung seiner Aufgabe sonst gefährdet wäre.

3	 Die Sperrung steht unter dem Vorbehalt von Artikel 

19 Absatz 1bis.

Art. 21	 Anonymisieren und Vernichten von Personen-

daten Angebot von Unterlagen an das  
Bundesarchiv

Bundesorgane müssen Personendaten, die sie nicht 

mehr benötigen, anonymisieren oder vernichten, so-

weit die Daten nicht:

	 a.	Beweis- oder Sicherungszwecken dienen;

	 b.	dem Bundesarchiv abzuliefern sind.
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1	 In Übereinstimmung mit dem Bundesgesetz vom 26. 
Juni 1998 über die Archivierung bieten die Bundes-
organe dem Bundesarchiv alle Personendaten an, 
die sie nicht mehr ständig benötigen.

2	 Die Bundesorgane vernichten die vom Bundesarchiv 
als nicht archivwürdig bezeichneten Personendaten, 
ausser wenn diese:

	 a.	anonymisiert sind;
	 b.	zu Beweis- oder Sicherheitszwecken aufbewahrt 

werden müssen.

Art. 22	 Bearbeiten für Forschung, Planung und  
Statistik

1	 Bundesorgane dürfen Personendaten für nicht perso-

nenbezogene Zwecke, insbesondere für Forschung, 

Planung und Statistik bearbeiten, wenn:

	 a.	die Daten anonymisiert werden, sobald es der 

Zweck des Bearbeitens erlaubt;

	 b.	der Empfänger die Daten nur mit Zustimmung des 

Bundesorgans weitergibt und

	 c.	die Ergebnisse so veröffentlicht werden, dass die 

betroffenen Personen nicht bestimmbar sind.

2	 Die Anforderungen der folgenden Bestimmungen 

müssen nicht erfüllt sein:

	 a.	Artikel 4 Absatz 3 über den Zweck des Bearbeitens

	 b.	Artikel 17 Absatz 2 über die Rechtsgrundlagen für 

die Bearbeitung von besonders schützenswerten 

Personendaten und Persönlichkeitsprofilen;

	 c.	Artikel 19 Absatz 1 über die Bekanntgabe von Per-

sonendaten.

Art. 23	 Privatrechtliche Tätigkeit von Bundesorganen
1	 Handelt ein Bundesorgan privatrechtlich, so gelten 

die Bestimmungen für das Bearbeiten von Personen-

daten durch private Personen.

2	 Die Aufsicht richtet sich nach den Bestimmungen für 

Bundesorgane.

Art. 24	 (Aufgehoben)

Art. 25	 Ansprüche und Verfahren
1	 Wer ein schutzwürdiges Interesse hat, kann vom ver-

antwortlichen Bundesorgan verlangen, dass es:

	 a.	das widerrechtliche Bearbeiten von Personendaten 

unterlässt;

	 b.	die Folgen eines widerrechtlichen Bearbeitens be-

seitigt;

	 c.	die Widerrechtlichkeit des Bearbeitens feststellt.

2	 Kann weder die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit von 

Personendaten bewiesen werden, so muss das Bun-

desorgan bei den Daten einen entsprechenden Ver-

merk anbringen.

3	 Der Gesuchsteller kann insbesondere verlangen, dass 

das Bundesorgan:

	 a.	Personendaten berichtigt, vernichtet oder die Be-

kanntgabe an Dritte sperrt;

	 b.	seinen Entscheid, namentlich die Berichtigung, 

Vernichtung, Sperre oder den Vermerk über die Be-

streitung Dritten mitteilt oder veröffentlicht.

4	 Das Verfahren richtet sich nach dem Verwaltungsver-

fahrensgesetz. Die Ausnahmen von Artikel 2 und 3 

des Verwaltungsverfahrensgesetzes gelten nicht.

5	 (Aufgehoben)

Art. 25bis	 Verfahren im Falle der Bekanntgabe von 
amtlichen Dokumenten, die Personendaten 
enthalten

Solange ein Verfahren betreffend den Zugang zu amt-

lichen Dokumenten im Sinne des Öffentlichkeitsge-

setzes vom 17. Dezember 2004, welche Personendaten 

enthalten, im Gange ist, kann die betroffene Person im 

Rahmen dieses Verfahrens die Rechte geltend machen, 

die ihr aufgrund von Artikel 25 des vorliegenden Ge-

setzes bezogen auf diejenigen Dokumente zustehen, 

die Gegenstand des Zugangsverfahrens sind.

5.	 Abschnitt: Eidgenössischer Datenschutz- und  
Öffentlichkeitsbeauftragter

Art. 26	 Wahl und Stellung
1	 Der Beauftragte wird vom Bundesrat gewählt.

2	 Er erfüllt seine Aufgaben unabhängig und ist dem 

Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement der 
Bundeskanzlei administrativ zugeordnet.

3	 Er verfügt über ein ständiges Sekretariat und ein  
eigenes Budget.
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Art. 27	 Aufsicht über Bundesorgane
1	 Der Beauftragte überwacht die Einhaltung dieses Ge-

setzes und der übrigen Datenschutzvorschriften des 

Bundes durch die Bundesorgane. Der Bundesrat ist 

von dieser Aufsicht ausgenommen.

2	 Der Beauftragte klärt von sich aus oder auf Meldung 

Dritter hin den Sachverhalt näher ab.

3	 Bei der Abklärung kann er Akten herausverlangen, 

Auskünfte einholen und sich Datenbearbeitungen 

vorführen lassen. Die Bundesorgane müssen an der 

Feststellung des Sachverhaltes mitwirken. Das Zeug-

nisverweigerungsrecht nach Artikel 16 des Verwal-

tungsverfahrensgesetzes gilt sinngemäss.

4	 Ergibt die Abklärung, dass Datenschutzvorschriften 

verletzt werden, so empfiehlt der Beauftragte dem 

verantwortlichen Bundesorgan, das Bearbeiten zu 

ändern oder zu unterlassen. Er orientiert das zustän-

dige Departement oder die Bundeskanzlei über seine 

Empfehlung.

5	 Wird eine Empfehlung nicht befolgt oder abgelehnt, 

so kann er die Angelegenheit dem Departement oder 

der Bundeskanzlei zum Entscheid vorlegen. Der Ent-

scheid wird den betroffenen Personen mitgeteilt.

6	 Der Beauftragte ist berechtigt, gegen die Verfügung 
nach Absatz 5 und gegen den Entscheid der Be-
schwerdebehörde Beschwerde zu führen.

Art. 28	 Beratung Privater
Der Beauftragte berät private Personen in Fragen des 

Datenschutzes.

Art. 29	 Abklärungen und Empfehlungen im Privat-
rechtsbereich

1	 Der Beauftragte klärt von sich aus oder auf Meldung 

Dritter hin den Sachverhalt näher ab, wenn:

	 a.	Bearbeitungsmethoden geeignet sind, die Persön-

lichkeit einer grösseren Anzahl von Personen zu 

verletzen (Systemfehler);

	 b.	Datensammlungen registriert werden müssen (Art. 

11a);

	 c.	Bekanntgaben ins Ausland gemeldet werden müs-

sen (Art. 6) wenn eine Informationspflicht nach Ar-
tikel 6 Absatz 3 besteht. 

2	 Er kann dabei Akten herausverlangen, Auskünfte ein-

holen und sich Datenbearbeitungen vorführen las-

sen. Das Zeugnisverweigerungsrecht nach Artikel 16 

des Verwaltungsverfahrensgesetzes gilt sinngemäss.

3	 Der Beauftragte kann aufgrund seiner Abklärungen 

empfehlen, das Bearbeiten zu ändern oder zu unter-

lassen.

4	 Wird eine solche Empfehlung des Beauftragten nicht 

befolgt oder abgelehnt, so kann er die Angelegenheit 

dem Bundesverwaltungsgericht zum Entscheid vor-

legen. Er ist berechtigt, gegen diesen Entscheid Be-
schwerde zu führen.

Art. 30	 Information
1	 Der Beauftragte erstattet dem Bundesrat periodisch 

und nach Bedarf Bericht. Die periodischen Berichte 

werden veröffentlicht.

2	 In Fällen von allgemeinem Interesse kann er die Öf-

fentlichkeit über seine Feststellungen und Empfeh-

lungen informieren. Personendaten, die dem Amts-

geheimnis unterstehen, darf er nur mit Zustimmung 

der zuständigen Behörde veröffentlichen. Verweigert 

diese die Zustimmung, so entscheidet der Präsident 

der auf dem Gebiet des Datenschutzes zuständigen 

Abteilung des Bundesverwaltungsgerichts endgültig.

Art. 31	 Weitere Aufgaben
1	 Der Beauftragte hat insbesondere folgende weitere 

Aufgaben:

	 a.	Er unterstützt Organe des Bundes und der Kantone 

in Fragen des Datenschutzes.

	 b.	Er nimmt Stellung zu Vorlagen über Erlasse und 

Massnahmen des Bundes, die für den Datenschutz 

erheblich sind.

	 c.	Er arbeitet mit in- und ausländischen Datenschutz-

behörden zusammen.

	 d.	Er begutachtet, inwieweit der die Datenschutz-

gesetzgebung im Ausland dem schweizerischen 

gleichwertig ist einen angemessenen Schutz ge-
währleist.

	 e.	Er prüft die ihm nach Artikel 6 Absatz 3 gemel-
deten Garantien und Datenschutzregeln.

	 f.	Er prüft die Zertifizierungsverfahren nach Artikel 
11 und kann dazu Empfehlungen nach Artikel 27 
Absatz 4 oder 29 Absatz 3 abgeben.
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	 g.	Er nimmt die ihm durch das Öffentlichkeitsgesetz 

vom 17. Dezember 2004 übertragenen Aufgaben 

wahr.

2	 Er kann Organe der Bundesverwaltung auch dann 

beraten, wenn dieses Gesetz nach Artikel 2 Absatz 2 

Buchstaben c und d nicht anwendbar ist. Die Organe 

der Bundesverwaltung können ihm Einblick in ihre 

Geschäfte gewähren.

Art. 32	 Aufgaben im Bereich der medizinischen  
Forschung

1	 Der Beauftragte berät die Sachverständigenkommis-

sion für das Berufsgeheimnis in der medizinischen 

Forschung (Art. 321bis StGB).

2	 Hat die Kommission die Offenbarung des Berufsge-

heimnisses bewilligt, so überwacht er die Einhaltung 

der damit verbundenen Auflagen. Er kann dazu Abklä-

rungen nach Artikel 27 Absatz 3 vornehmen.

3	 Der Beauftragte kann Kommissionsentscheide mit 

Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht anfech-

ten.

4	 Er wirkt darauf hin, dass die Patienten über ihre 

Rechte informiert werden.

6. Abschnitt: Rechtsschutz

Art. 33
1	 Der Rechtsschutz richtet sich nach den allgemeinen 

Bestimmungen über die Bundesrechtspflege.

2	 Stellt der Beauftragte bei einer Sachverhaltsabklä-

rung nach Artikel 27 Absatz 2 oder nach Artikel 29 Ab-

satz 1 fest, dass den betroffenen Personen ein nicht 

leicht wieder gutzumachender Nachteil droht, so 

kann er dem Präsidenten der auf dem Gebiet des Da-

tenschutzes zuständigen Abteilung des Bundesver-

waltungsgerichts vorsorgliche Massnahmen beantra-

gen. Das Verfahren richtet sich sinngemäss nach den 

Artikeln 79 – 84 des Bundesgesetzes vom 4. Dezem-

ber 1947 über den Bundeszivilprozess.

7. Abschnitt: Strafbestimmungen

Art. 34	 Verletzung der Auskunfts-, Melde- und  
Mitwirkungspflichten

1	 Private Personen, die ihre Pflichten nach den Arti-

keln 8, 9 und 10 verletzen, indem sie vorsätzlich eine 

falsche oder eine unvollständige Auskunft erteilen, 

werden auf Antrag mit Haft oder mit Busse bestraft. 

Mit Haft oder Busse werden private Personen auf 
Antrag bestraft:

	 a.	die ihre Pflichten nach den Artikeln 7a und 8 –10 
verletzen, indem sie vorsätzlich eine falsche oder 
eine unvollständige Auskunft erteilen;

	 b.	die es vorsätzlich unterlassen:
		  1.	die betroffene Person nach Artikel 7a Absatz 1 

zu informieren; oder 
		  2.	ihr die Angaben nach Artikel 7a Absatz 2 Buch-

staben a – c zu liefern.

2	 Mit Haft oder Busse werden private Personen be-

straft, die vorsätzlich:

	 a.	Datensammlungen nach Artikel 11 oder Datenbe-

kanntgaben ins Ausland nach Artikel 6 nicht mel-

den oder bei der Meldung falsche Angaben machen 

die Information nach Artikel 6 Absatz 3 oder die 
Meldung nach Artikel 11a unterlassen oder dabei 
vorsätzlich falsche Angaben machen;

	 b.	dem Beauftragten bei der Abklärung eines Sachver-

haltes (Art. 29) falsche Auskünfte erteilen oder die 

Mitwirkung verweigern.

Art. 35	 Verletzung der beruflichen Schweigepflicht
1	 Wer vorsätzlich geheime, besonders schützenswerte 

Personendaten oder Persönlichkeitsprofile unbefugt 

bekannt gibt, von denen er bei der Ausübung seines 

Berufes, der die Kenntnis solcher Daten erfordert, er-

fahren hat, wird auf Antrag mit Haft oder mit Busse 

bestraft.

2	 Gleich wird bestraft, wer vorsätzlich geheime, beson-

ders schützenswerte Personendaten oder Persönlich-

keitsprofile unbefugt bekannt gibt, von denen er bei 

der Tätigkeit für den Geheimhaltungspflichtigen oder 

während der Ausbildung bei diesem erfahren hat.

3	 Das unbefugte Bekanntgeben geheimer, besonders 

schützenswerter Personendaten oder Persönlich-

keitsprofile ist auch nach Beendigung der Berufsaus-

übung oder der Ausbildung strafbar.
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8. Abschnitt: Schlussbestimmungen

Art. 36	 Vollzug
1	 Der Bundesrat erlässt die Ausführungsbestimmun-

gen.

2	 (Aufgehoben)

3	 Er kann für die Auskunftserteilung durch diploma-

tische und konsularische Vertretungen der Schweiz 

im Ausland Abweichungen von den Artikeln 8 und 9 

vorsehen.

4	 Er kann ferner bestimmen:

	 a.	welche Datensammlungen ein Bearbeitungsregle-

ment benötigen;

	 b.	unter welchen Voraussetzungen ein Bundesorgan 

Personendaten durch einen Dritten bearbeiten las-

sen oder für Dritte bearbeiten darf;

	 c.	wie die Mittel zur Identifikation von Personen ver-

wendet werden dürfen.

5	 Er kann völkerrechtliche Verträge über den Daten-

schutz abschliessen, wenn sie den Grundsätzen 

dieses Gesetzes entsprechen.

6	 Er regelt, wie Datensammlungen zu sichern sind, de-

ren Daten im Kriegs- oder Krisenfall zu einer Gefähr-

dung von Leib und Leben der betroffenen Personen 

führen können.

Art. 37	 Vollzug durch die Kantone
1	 Soweit keine kantonalen Datenschutzvorschriften  

bestehen, die einen angemessenen Schutz gewähr-
leisten, gelten für das Bearbeiten von Personendaten 

durch kantonale Organe beim Vollzug von Bundes-

recht die Artikel 1 – 11a, 16 – 23, 16, 17, 18 – 22 und 

25 Absätze 1 – 3 dieses Gesetzes.

2	 Die Kantone bestimmen ein Kontrollorgan, welches 

für die Einhaltung des Datenschutzes sorgt. Die Arti-

kel 27, 30 und 31 sind sinngemäss anwendbar.

Art. 38	 Übergangsbestimmungen
1	 Die Inhaber von Datensammlungen müssen beste-

hende Datensammlungen, die nach Artikel 11 zu re-

gistrieren sind, spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten 

dieses Gesetzes anmelden.

2	 Sie müssen innert einem Jahr nach Inkrafttreten 

dieses Gesetzes die notwendigen Vorkehren treffen, 

damit sie die Auskünfte nach Artikel 8 erteilen kön-

nen.

3	 Bundesorgane dürfen eine bestehende Datensamm-

lung mit besonders schützenswerten Personendaten 

oder mit Persönlichkeitsprofilen noch bis am 31. De-

zember 2000 benützen, ohne dass die Vorausset-

zungen von Artikel 17 Absatz 2 erfüllt sind.

4	 Im Asyl- und Ausländerbereich wird die Frist nach Ab-

satz 3 bis zum Inkrafttreten des totalrevidierten Asyl-

gesetzes sowie der Änderung des Bundesgesetzes 

vom 26. März 1931 über Aufenthalt und Niederlas-

sung der Ausländer verlängert.

Innert einem Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
haben die Inhaber der Datensammlungen die notwen-
digen Massnahmen zur Information der betroffenen 
Personen nach Artikel 4 Absatz 4 und 7a zu ergreifen.  

Art. 39	 Referendum und Inkrafttreten
1	 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referen-

dum.

2	 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten (Datum 

des Inkrafttretens: 1. Juli 1993) / Inkraftsetzungsbe-
schluss des Bundesrates für Änderung vom 24. März 
2006 – unter Vorbehalt der vorzeitigen Inkraftset-
zung des neuen Art. 17a DSG – noch ausstehend.
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Struktur einer Einwilligungsklausel 
(siehe Ziffer III. der Erläuterungen)

Struktur einer Einwilligungsklausel nach revidiertem DSG

Nachfolgend wird für den künftig wohl wichtigsten An-

wendungsfall der Einwilligung – die Bekanntgabe von 

besonders schützenswerten Personendaten an Dritte 

(siehe markierte Passage) – eine mögliche Grundstruk-

tur einer Einwilligungsklausel aufgeführt. Diese soll es 

der einzelnen Versicherungsgesellschaft erleichtern – 

abgestimmt auf Branche und Anwendungsbereich der 

Einwilligung – ihre individuelle Klausel zu formulieren:

Bei Vertragsabschluss 

Es geht um die Einwilligung des potentiellen Versiche-

rungsnehmers: 

«Der /die Unterzeichnete ist damit einverstanden, dass 

seine persönlichen Daten [Datenarten aufzählen, z.B. 

«Name, Adresse, Geburtsdatum, …»] zum Zweck der 

[Zwecke anführen, z.B. «zur Antrags- / Risikoprüfung, 

Vertragsabwicklung, …»] bearbeitet werden und allen-
falls an [Kategorien der Datenempfänger anführen, 
z.B. «andere Konzerngesellschaften, Mit-, Vor-, Rück-
versicherer, …»] zum Zweck der [Übermittlungszwe-
cke angeben] übermittelt werden. Die Antrags- / Risiko- 

prüfung kann auch das Einholen von Auskünften bei 

[mögliche Kategorien der Auskunftserteilenden aufzäh-

len, z.B. «anderen Konzerngesellschaften, Vorversicher-

ern, …»] beinhalten.

[Hinweis auf Nachteil, der sich aus der Nichterteilung 

der Einwilligung ergeben kann.]»

Im Schadenfall

Im Schadenfall kommen – neben dem Versicherungs-

nehmer – auch andere Einwilligende in Frage, z.B. ge-

schädigte Dritte in Haftpflichtfällen:

«Der /die Unterzeichnete ist damit einverstanden, dass 

seine persönlichen Daten [Datenarten aufzählen, z.B. 

«Name, Adresse, Geburtsdatum, …»] zum Zweck der 

[Zwecke anführen, z.B. «Schadenprüfung …»] bearbei-

tet werden und allenfalls an [Kategorien der Daten-
empfänger anführen, z.B. «involvierte Versicherer, 
…»] zum Zweck der [Übermittlungszwecke angeben, 
z.B. «Missbrauchsbekämpfung, …»] übermittelt wer-
den. Die Schadenprüfung kann auch das Einholen von 

Auskünften bei [mögliche Kategorien der Auskunfts- 

erteilenden aufzählen] beinhalten.

[Hinweis auf Nachteil, der sich aus der Nichterteilung 

der Einwilligung ergeben kann.]»



Schweizerischer Versicherungsverband (SVV)

C. F. Meyer-Strasse 14

Postfach 4288

CH-8022 Zürich

Tel.	+41 44 208 28 28

Fax	 +41 44 208 28 00

info@svv.ch

www.svv.ch


	Informationen zum revidierten Datenschutzgesetz
	Impressum
	Inhaltsverzeichnis
	Vorwort
	I. Checkliste zum revidierten Datenschutzgesetz
	II. Änderungen im Einzelnen
	1.	Verstärkung des Transparenzprinzips
	1.1	Allgemeines 
	1.2	Informationspflicht beim Beschaffen von besonders schützenswerten Personendaten und Persönlichkeitsprofilen
	1.3	Erkennbarkeit der Beschaffung bei «gewöhnlichen» Personendaten
	1.4	Informationspflicht des revidierten VVG
	1.5	Beispiele zur Informationspflicht gemäss DSG und VVG

	2.	Änderung von Art. 12 Abs. 2 lit. a DSG
	3.	Meldepflicht für Datensammlungen
	4.	Grenzüberschreitende Datenbekanntgabe
	4.1	Angemessener ausländischer Datenschutz
	4.2	Informationspflicht gegenüber EDÖB

	5.	Auskunftsrecht
	6.	Beizug Dritter für Datenbearbeitungen (Outsourcing) 

	III. Einwilligung der betroffenen Person
	1.	Einleitung
	1.1	Anwendungsbereich des neuen Art. 4 Abs. 5 DSG
	1.2	Bedeutung dieser Bestimmung

	2.	Voraussetzungen einer gültigen Einwilligung nach Art. 4 Abs. 5 DSG
	2.1	Angemessene vorgängige Information 
	2.2	Form der Einwilligung
	2.3	Freiwilligkeit der Einwilligung


	Anhang
	Gesetzestext mit Änderung vom 24. März 2006
	Auslegungshilfe Bundesamt für Justiz vom 10. Oktober 2006 zur Änderung von Art. 12 Abs. 2 lit. a DSG
	Struktur einer Einwilligungsklausel nach revidiertem DSG


